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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Nach welchen Kriterien erfolgt die Zuweisung einer 

Strafverfolgung zu einer der drei Abteilungen mit der 

Spezialzuständigkeit „Organisierte Kriminalität“ inner-

halb der Staatsanwaltschaft? 

 

Zu 1.: Nach dem Geschäftsverteilungsplan der Staats-

anwaltschaft Berlin ist die Abteilung 251 schwerpunkt-

mäßig für Waffenhandel, Schutzgelderpressung, Woh-

nungseinbruch und Einzelfälle mit den Schwerpunkten 

Rocker, Türsteher und Rotlichtszene sowie für Geldfäl-

schung, die Abteilung 254 für organisierten Rauschgift-

handel und Gewinnabschöpfung in Fällen Organisierter 

Kriminalität (OK) und die Abteilung 255 für Serienein-

bruchdiebstahl, Kraftfahrzeugverschiebung, Menschen-

handel und Einschleusung von Ausländern zuständig. 

 
 

2. Gibt es eine Koordination zwischen den Abteilun-

gen zu einzelnen Verfahren? 

 

Zu 2.: Ja, in geeigneten Einzelfällen werden die OK-

Verfahren bei der Staatsanwaltschaft Berlin abteilungs-

übergreifend geführt. 
 

 

3. Inwieweit findet eine enge Zusammenarbeit und 

Kooperation zwischen der Staatsanwaltschaft und der 

Polizei im Bereich der Organisierten Kriminalität statt? 

 

Zu 3.: Die Zusammenarbeit zwischen der Staatsan-

waltschaft Berlin und der Polizei Berlin im Phänomenbe-

reich der Organisierten Kriminalität ist in der "Gemein-

samen Richtlinie der Senatsverwaltungen für Inneres und 

Justiz über die Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft 

und Polizei bei der Verfolgung der Organisierten Krimi-

nalität (RiLi OK)" vom 22. Februar 2011 verbindlich 

geregelt. Die mit der Bekämpfung der Organisierten Kri-

minalität befassten Abteilungen der Staatsanwaltschaft 

Berlin und der Polizei Berlin arbeiten in den konkreten 

Strafermittlungsverfahren eng, vertrauensvoll und zielge-

richtet zusammen. Darüber hinaus finden unter anderem 

regelmäßige, anlassunabhängige Treffen und Bespre-

chungen zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei statt.  
 

 

4. Finden regelmäßige Besprechungen statt, gibt es 

Schwerpunktsetzungen sowie Täterprofile, um die famili-

ären Clanstrukturen besser zu erfassen? 

 

Zu 4.: Für den Bereich der Organisierten Kriminalität 

werden regelmäßig zu relevanten Personen und Gruppie-

rungen Besprechungen zwischen den mit der Strafverfol-

gung befassten Polizeidienststellen und der Staatsanwalt-

schaft Berlin durchgeführt. Insoweit finden neben einzel-

fallbezogenen Gesprächen und regelmäßigen OK-

Jahrestagungen turnusmäßige wöchentliche Gespräche 

abwechselnd zur Kriminalität von Rockern und Angehö-

rigen von Großfamilien statt. So werden die Ermittlungs-

ressourcen zielgerichtet auf intensiv handelnde Tatver-

dächtige und schwerste Straftaten - unabhängig von der 

jeweiligen Familienzugehörigkeit - gebündelt.  
 

 

5. In wie vielen Fällen und in welcher Höhe wurden in 

den letzten drei Jahren illegal erworbenes Vermögen aus 

den Bereichen der Organisierten Kriminalität eingezogen 

oder dem Verfall unterzogen? 

 

Zu 5.: Es liegen keine statistischen Daten zur Anzahl 

der Fälle und der Höhe des gerichtlich eingezogenen oder 

dem Verfall unterlegenen illegal erworbenen Vermögen 

für den Bereich der Organisierten Kriminalität vor.  

 

Für den Bereich der vorläufig im Zusammenhang mit 

Organisierter Kriminalität gesicherten Vermögenswerte 

im Bereich der Staatsanwaltschaft Berlin ergeben sich für 

die letzten drei Jahre folgende Werte: 

 

2012 wurden vorläufig gesichert: 1,0 Mio. €, 

2013 wurden vorläufig gesichert: 1,7 Mio. €, 

2014 wurden vorläufig gesichert: 1,1 Mio. €. 
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6. Wie viele Staatsanwälte sind mit dem Einzug von 

illegalem Vermögen befasst? 

 

Zu 6.: Grundsätzlich kann jede Staatsanwältin und je-

der Staatsanwalt, sofern das von ihr oder ihm geführte 

Ermittlungsverfahren dafür Anhaltspunkte bietet, die 

Vermögensabschöpfung betreiben. Darüber hinaus ist für 

Ermittlungen zur Aufklärung der finanziellen Verhältnis-

se der Verfahrensbeteiligten mit dem Ziel der Gewinnab-

schöpfung für den Geschäftsbereich der organisierten 

Wirtschaftskriminalität eine Sonderzuständigkeit bei der 

Abteilung 241 und für die übrigen OK-Abteilungen in der 

Abteilung 254 begründet. 

 

 

7. Beabsichtigt der Senat, im Rahmen einer Bundes-

ratsinitiative die Möglichkeit der Abschöpfung inkri-

minierter Gewinne zu verbessern?  

 

Zu 7.: Zum 1. Januar 2015 ist beim Bundesministeri-

um der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) eine 

Projektgruppe „Recht der Vermögensabschöpfung“ mit 

dem Ziel eingerichtet worden, die Koalitionsvorgaben 

(Recht der Vermögensabschöpfung vereinfachen, vorläu-

fige Sicherstellung von Vermögenswerten erleichtern, 

nachträgliche Vermögensabschöpfung ermöglichen, ver-

fassungskonforme Beweislastumkehr bei Vermögen un-

klarer Herkunft) sowie die Vorgaben der Richtlinie 

2014/42/EU über die Sicherstellung und die Einziehung 

von Tatwerkzeugen und Erträgen aus Straftaten umzuset-

zen. 

 

Berlin arbeitet mit dem BMJV eng zusammen. 

 

Die Projektgruppe hat mit Mitarbeitenden der Senats-

verwaltung für Justiz und Verbraucherschutz und den 

OK-Abteilungen der Strafverfolgungsbehörden bereits 

intensive Gespräche zu Verbesserungsvorschlägen der 

Praxis geführt. Hierbei wurden konkrete Fallkonstellatio-

nen und die hierfür erforderlichen legislativen Maßnah-

men besprochen.  

 

Eigene Bundesratsinitiativen zur Verbesserung des 

Rechts der Vermögensabschöpfung werden daher zur Zeit 

nicht weiter verfolgt; vielmehr werden die vom Bundes-

justizministerium in diesem Bereich beabsichtigten No-

vellierungen unterstützt. 

 

 

8. Gibt es Erfahrungen anderer Bundesländer bei der 

Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, von denen 

Berlin profitieren kann? 

 

Zu 8.: Im Bereich der Organisierten Kriminalität fin-

det im Rahmen der bundesweiten Gremienarbeit auf un-

terschiedlichen Ebenen ein ständiger Erfahrungsaustausch 

zwischen den Bundesländern und dem Bundeskriminal-

amt (BKA) statt. Im Ergebnis werden regelmäßig die 

Bekämpfungsansätze anderer Bundesländer unter Effekti-

vitäts- und Effizienzgesichtspunkten überprüft und ggf. 

übernommen. Die Polizei Berlin profitiert davon im glei-

chen Maße wie andere Bundesländer. 

 

Im Zuge der o.a. Bund-Länder-Zusammenarbeit wur-

de beim BKA im Frühjahr 2015 eine "Koordinierungsstel-

le Organisierte Kriminalität - KOST-OK" gegründet. Als 

Zentralstelle erhebt diese KOST-OK relevante Informati-

onen aus den Polizeien des Bundes und der Länder und 

stellt sie allen in geeigneter Form zur Verfügung.  

 

 

Berlin, den 03. September 2015 

 

 

In Vertretung 

 

Straßmeir 

Senatsverwaltung für Justiz 

und Verbraucherschutz 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 07. Sep. 2015) 

 


